Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2926 


Sachgebiet 82 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes und 

anderer Gesetze 

— Drucksachen Vl/2900, VI/2924 — 


Beridit des Abgeordneten Krampe 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltstage 
vereinbar. 

Es sollen durch den Gesetzentwurf Arbeitnehmer 
des Steinkohlenbergbaues und des Braunkohlentief- 
baues, die infolge einer Rationalisierungs- oder Still- 
legungsmaßnahme ihren Arbeitsplatz verlieren, im 
Bereich der knappschaftlichen Rentenversicherung 
vor rentenrechtlichen Nachteilen geschützt werden. 
Der Gesetzentwurf sieht deshalb entsprechende 
Änderungen des Reichsknappschaftgesetzes, der 
Reichsversicherungsordnung, des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes, des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes, des Kohlegesetzes und 
des Einkommensteuergesetzes vor, die sozialflan- 
kierende Maßnahmen für den betroffenen Arbeit- 
nehmerkreis darstellen. 

Die Mehraufwendungen des Bundes für diese 
soziale Absicherung einschließlich der Änderung 
von Rentenberechnungsvorschriften betragen in den 
Jahren 1972 bis 1975 insgesamt 108 000 000 DM, die 
sich wie folgt aufteilen: 


1972 

13 000 000 

DM 

1973 

23 000 000 

DM 

1974 

35 000 000 

DM 

1975 

37 000 000 

DM. 


Andererseits verringert sich aber der Bundeszu- 
schuß um die Festlegung der Rücklage der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung im gleichen Zeit- 
raum um 89 000 000 DM, wobei auf 

1972 33 000 000 DM 

1973 28 000 000 DM 

1974 14 000 000 DM 

1975 14 000 000 DM 

entfallen. Ferner verringert sich der Bundeszuschuß 
um die von den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten als Wanderungsausgleich an 
die knappschaftliche Rentenversicherung zu zahlen- 
den Beträge. 

Die Mehraufwendungen aus diesem Gesetzent- 
wurf sind im Zuschuß des Bundes an die knapp- 
ßchaftliche Rentenversicherung im Rahmen des An- 
satzes bei Kap. 11 13 Tit. 616 01 im Entwurf des 
Haushaltsplans für 1972 enthalten. Für die Folge- 
jahre ist im Rahmen der mittelfristigen Finanz- 
planung Deckung vorhanden. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgeschla- 
genen Fassung des Gesetzentwurfs. 


Bonn, den 8. Dezember 1971 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Krampe 

Vorsitzender Berichterstatter 
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